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Die Woche im Wirtschaftsrecht

// Im Blickpunkth

DerKraftfahrzeugsektor k�nnte erneut vor einemUmbruch stehen. Zwargilt derzeit nochdieGruppenfreistellungsverordnung

(EG) Nr. 1400/2002, siewird abermitWirkung zum31.5.2010 enden.Wendel fasst im aktuellen Beitrag diewesentlichen Erw�-

gungenundErgebnissedesam28.5.2008ver�ffentlichtenBewertungsberichtsderKommission zurGVONr. 1400/2002 zusam-

men und zieht aus diesem R�ckschl�sse auf einen nach dem 31.5.2010 im europ�ischen Automobilvertrieb geltenden neuen

Rechtsrahmen. Die Kommission hat alle Marktbeteiligten zur Abgabe einer Stellungnahme bis zum 31.7.2008 aufgerufen. Das

diesemHeftbeigef�gteSpecialbesch�ftigt sichmitdemThema„Compliance“ sowohlaus juristischerals auchausbetriebswirt-

schaftlicher Sicht. „Compliance“bildetdesWeitereneinenThemenschwerpunktdesam19.6.2008 inderVillaKennedy inFrank-

furt stattfindenen Syndikus-Summit. N�here Informationen zu der Veranstaltung k�nnen Sie unter www.betriebs-berater.de

abrufen.

Dr. Martina Koster, Ressortleiterin Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BGH: Einleitung eines Musterverfahrens

nach dem KapMuG

Mit Beschluss vom 21.4.2008 – II ZB 6/07 – hat

der BGH entschieden: Ein Musterverfahren ist

nach § 4 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 KapMuG einzuleiten,

wenn bis zum Ablauf der dort genannten Frist

zehn gleichgerichtete Musterfeststellungsantr�-

ge gestellt worden sind. Diese Antr�ge m�ssen

nicht in zehn getrennten Prozessen gestellt wor-

den sein. Es reicht vielmehr aus, wenn zehn ein-

fache Streitgenossen jeweils einen auf die

Durchf�hrung des Musterverfahrens gerichteten

Antrag gestellt haben. Die M�glichkeit einer Zu-

r�ckweisung dieser Antr�ge wegen Prozessver-

schleppung nach § 1 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 KapMuG

bleibt unber�hrt. In das Klageregister ist gem�ß

§ 2 Abs. 1 KapMuG jeder einzelne Musterfest-

stellungsantrag einzutragen, auch wenn mehre-

re Streitgenossen jeweils gleichlautende Antr�ge

gestellt haben.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2008-1293-1

unter www.betriebs-berater.de

BGH: Zur Aufkl�rungspflicht der

kreditgebenden Bank �ber sittenwidrige

�berteuerung

Mit Urteil vom 29.4.2008 – XI ZR 221/07 – hat

der BGH entschieden: Grunds�tzlich ist eine kre-

ditgebende Bank unter dem rechtlichen Ge-

sichtspunkt eines Wissensvorsprungs nur dann

verpflichtet, den Kreditnehmer bei Kreditverga-

be �ber die sittenwidrige �berteuerung der zu

finanzierenden Eigentumswohnung aufzukl�ren,

wenn sie positive Kenntnis davon hat, dass der

Kaufpreis knapp doppelt so hoch ist wie der Ver-

kehrswert der Wohnung.

Ausnahmsweise steht die bloße Erkennbarkeit

der positiven Kenntnis dann gleich, wenn sich

die sittenwidrige �berteuerung einem zust�ndi-

gen Bankmitarbeiter nach den Umst�nden des

Einzelfalls aufdr�ngen musste; er ist dann nach

Treu und Glauben nicht berechtigt, seine Augen

davor zu verschließen.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1293-2

unter www.betriebs-berater.de

BGH: Beurkundung eines

Kapitalerh�hungsbeschlusses

In Fortf�hrung der BGH-Entscheidung vom

16.11.1995 – IX ZR 14/95, BB 1996, 125 – hat

der III. Senat mit Urteil vom 24.4.2008 – III ZR

223/06 – entschieden: Bei der Beurkundung ei-

nes Kapitalerh�hungsbeschlusses muss sich der

Notar regelm�ßig auch dar�ber vergewissern,

ob eine Vorauszahlung an die Gesellschaft er-

folgt ist und gegebenenfalls �ber die Vorausset-

zungen einer Zahlung auf k�nftige Einlagen-

schuld aufkl�ren.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1293-3

unter www.betriebs-berater.de

BGH: Wirksamkeit einer durch einen

Vertreter abgegebenen

Unterwerfungserkl�rung

Mit Beschluss vom 17.4.2008 – V ZB 146/07 –

hat der BGH ausgef�hrt, dass die Wirksamkeit ei-

ner durch einen Vertreter abgegebenen Unter-

werfungserkl�rung nicht voraussetzt, dass die

Vollmacht notariell beurkundet ist. Die Klausel

f�r eine Urkunde mit einer Unterwerfungserkl�-

rung darf aber nur erteilt werden, wenn die Voll-

macht in �ffentlicher oder �ffentlich beglaubig-

ter Urkunde nachgewiesen wird.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2008-1293-4

unter www.betriebs-berater.de

Gesetzgebung
Rom I-Verordnung verabschiedet

Der Rat der Justizministerinnen und -minister

der EU hat am 6.6.2008 die Rom I-Verordnung

verabschiedet. Die neue Verordnung regelt, wel-

ches Recht innerhalb der europ�ischen Union

auf internationale schuldrechtliche Vertr�ge an-

wendbar ist. Die Rom I-Verordnung l�st in den

Mitgliedstaaten der EU das sog. Rom-�berein-

kommen �ber das auf vertragliche Schuldver-

h�ltnisse anzuwendende Recht von 1980 ab. Die

Verordnung regelt vor allem bei den „klassi-

schen“ Sachverhalten des Wirtschaftsverkehrs,

wie Gesch�ften zwischen Gewerbetreibenden

und Verbrauchervertr�gen, welche der jeweils

betroffenen Rechtsordnungen im Einzelfall an-

zuwenden ist. Rom I ist die zweite Verordnung,

die auf Gemeinschaftsebene einheitliche Vor-

schriften zum anwendbaren Recht vorsieht. Be-

reits im ersten Halbjahr 2007 war Rom II (Verord-

nung �ber das auf außervertragliche Schuldver-

h�ltnisse anzuwendende Recht) verabschiedet

worden.

Die jetzt verabschiedete Rom I-Verordnung wird

im Dezember 2009 wirksam.
(Quelle: PM BMJ vom 6.6.2008)

Dazu demn�chst ein Beitrag von Clausnitzer.

Kommission mahnt Deutschland zur Um-

setzung von EuGH-Urteil �ber VW-Gesetz

Die Europ�ischeKommissionhatbeschlossen, ein

Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutsch-

land einzuleiten, weil es das Urteil des EuGH vom

23.10.2007 �ber das 1960 erlassene Volkswagen-

Privatisierungsgesetz (VW-Gesetz) nicht umge-

setzt hat. DasAuskunftsersuchen�ber dieUmset-

zung des EuGH-Urteils durch Deutschland ergeht

in Form eines „offiziellen Aufforderungsschrei-

bens“ gem�ß den Verfahren, die der EG-Vertrag

bei Nichtbefolgung von EuGH-Urteilen vorsieht

(Art. 228). KommendiedeutschenBeh�rdendem

Urteil von 2007 nicht nach, kann der Gerichtshof

eineGeldbußeverh�ngen.
(Quelle: PM der Kommission vom 5.6.2008)

Vgl. dazu auch die Ticker-Meldung auf S. M4.

St�ndige Mitarbeiter imWirtschaftsrecht: Prof. Dr. Dr. J�rgen Ensthaler, Berlin; Prof. Dr. Markus Gehrlein, Richter am BGH, Karlsruhe; RA Dr. Nils Krause, Hamburg; RA Dr. K. Jan Schiffer,
Bonn; RA Prof. Dr. Friedrich Graf vonWestphalen, K�ln
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